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Liebe Mandanten,

echter Genuss hat viele Facetten, leider ver-
gessen wir das im vermeintlichen Alltag viel 
zu oft.  Gutes Essen, die ersten Frühlingsbo-
ten oder ein fröhliches Kinderlachen - das 
zeichnet uns doch als Gesamtkunstwerk aus, 
einfach  Mensch zu sein mit allen Sinnen. 
Das wünschen wir uns und selbstverständ-
lich auch Ihnen.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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Dr.-Gessler-Str. 6
93051 Regensburg
Telefon 0941 30748-0
Telefax 0941 30748-40
info@schildundpartner.de
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Zweigniederlassungen
Friedrich-Ebert-Str. 57
92421 Schwandorf
Telefon 09431 3790-0
Telefax 09431 3790-20
Leiter Dipl.-Kfm. Gerd Eichinger, StB

Industriestraße 6e
92431 Neunburg vorm Wald
Telefon 09672 9229-0
Telefax 09672 9229-44
Leiter Karin Fischer, StB (§ 58 StBerG)

Geschäftsführende Gesellschafter
Dipl.-Kffr. Sonja Dietl, StBin
Dipl.-Kfm. Michael Mieschala, StB
Dipl.-Kffr. Silvia Reiser, WPin/StBin

Geschäftsführer
Dipl.-Kfm. Ludwig M. Schild, WP/StB
Dipl.-Kfm. Gerd Eichinger, StB
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V.i.S.d.P.:
Herr Michael Mieschala, Chefredaktion

Bilder und Layout:  
Agentur Oberpfalz Media GmbH & Co. KG , 
Andreas Huber; www.oberpfalz-media.de

Copyright:
Alle Artikel und Bilder sind urheberrechtlich 
geschützt. Abdruck ganzer oder Auszüge 
der Artikel oder Verwendung der Bilder nur 
nach vorhergehender schriftlicher Genehmi-
gung.

Haftung:
Wir übernehmen keine Haftung für münd-
lich oder telefonisch erteilte Auskünfte. Wir 
sind ausschließlich auf Basis unserer aktuel-
len Allgemeinen Auftragsbedingungen tätig.
www.schildundpartner.de/aab.pdf

HINWEIS ZUM 
BUNDESDATENSCHUTZGESETZ
Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre perso-
nenbezogenen Daten gemäß den Vorschrif-
ten des BDSG von uns erhoben, genutzt und 
gespeichert werden.
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag� 11.4.2016 14.04.2016 08.04.2016

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-
ner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer� 11.4.2016 14.04.2016 08.04.2016

Sozialversicherung⁵ 27.04.2016 entfällt entfällt

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 
das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.04.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine April 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:
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Termine Mai 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag� 10.05.2016 13.05.2016 06.05.2016

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-
ner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer� 10.05.2016 13.05.2016 06.05.2016

Gewerbesteuer 17.05.2016 20.05.2016 13.05.2016

Grundsteuer 17.05.2016 20.05.2016 13.05.2016

Sozialversicherung� 27.05.2016 entfällt entfällt

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.05.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld 
zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 
29.07.2014: neun Prozentpunkte*) über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.07. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 %

01.01. bis 30.06.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 %

01.07. bis 28.07.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 %

29.07. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 %

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

* Im Geschäftsverkehr, d.h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden (und bei bereits zuvor 
bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen.
Die wichtigsten Regelungen im Überblick:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, die in 
Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1.7.2013:
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E I N K O M M E N S S T E U E R

Gewinn aus der Veräußerung eines 
Betriebs oder einer wesentlichen Betei-
ligung

Veräußert ein Gesellschafter seine Beteili-
gung an einer Kapitalgesellschaft, an der er 
innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren 
zu mindestens mit einem Prozent betei-
ligt war, führt dies zur Besteuerung eines 
Veräußerungsgewinns. Die Ermittlung des 
Veräußerungsgewinns hat auf den Stichtag 
der Veräußerung zu erfolgen und ergibt 
sich als Differenz zwischen dem Veräuße-
rungspreis nach Abzug der Veräußerungs-
kosten und den Anschaffungskosten. Besteht 
die Gegenleistung nicht in Geld, sondern 
in Sachwerten, ist eine Bewertung mit dem 
gemeinen Wert vorzunehmen. Für die Wer-
termittlung kommt es auf die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Erfüllung an.

Diese grundsätzliche Aussage ergibt sich aus 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs. Er hatte 
den Fall zu beurteilen, dass der Veräußerer 
von Aktien als Gegenleistung kein Geld, 
sondern neue Aktien einer anderen Kapital-
gesellschaft erhielt. Der Wert dieser neuen 
Aktien verringerte sich vom Tag ihrer Ausga-
be bis zur Übertragung an den Veräußerer. 
Deshalb war die Frage zu klären, ob für die 
Bewertung der Gegenleistung auf den Tag 
der Veräußerung oder den Übergabestich-
tag abzustellen ist. Der Bundesfinanzhof 
gelangte zu dem Ergebnis, dass es bei der 
Bewertung einer erhaltenen Gegenleistung 
auf die Verhältnisse im Zeitpunkt der Erfül-
lung ankommt, wenn sie von den Verhältnis-
sen im Zeitpunkt der Entstehung abweichen. 
Veränderungen wertbestimmender Umstän-
de wirken auf den Zeitpunkt der Veräuße-
rung zurück.
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Aufstockung von Investitionsabzugsbe-
trägen

Nach der Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs, dass ein Investitionsabzugsbetrag auf-
gestockt werden kann, sieht sich die Finanz-
verwaltung veranlasst, die dazu ergangene 
Anweisung anzupassen. Die Aufstockung ist 
danach innerhalb des dreijährigen Investiti-
onszeitraums bis zum gesetzlichen Höchst-
betrag möglich. Diese Rechtsprechung ist in 
allen noch offenen Fällen anzuwenden.

In der Anweisung wird zusätzlich erläutert, 
wie zu verfahren ist, wenn es um die Erhö-
hung von Investitionsabzugsbeträgen geht, 
die in vor dem 01. Januar 2016 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen 
wurden. Es wird Stellung bezogen zu den 
maßgebenden Betriebsgrößenmerkmalen, 
dem maßgebenden Investitionszeitraum, 
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme von 
Erhöhungsbeträgen und zur Rückgängigma-
chung von nicht hinzugerechneten Investiti-
onsabzugsbeträgen. Außerdem wird darauf 
hingewiesen, dass im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung der begünstigten Investiti-
on keine Erhöhung von Investitionsabzugs-
beträgen möglich ist.

E I N K O M M E N S S T E U E R

Vertragliche Kaufpreisaufteilung von 
Grundstück und Gebäude kann für die 
AfA Bemessungsgrundlage maßgebend 
sein

Die Absetzung für Abnutzung (AfA) ist beim 
Kauf eines Grundstücks mit Gebäude nur 
von den auf das Gebäude entfallenden An-
schaffungskosten zulässig, weil ein Grund-
stück ein nicht abnutzbares Wirtschaftsgut 
ist. In der Praxis ergeben sich häufig Streitig-
keiten mit dem Finanzamt über die Kaufprei-
saufteilung von Grundstück und Gebäude. 
Während das Finanzamt einen möglichst 
hohen Grundstücksanteil ansetzen möchte, 
ist die Auffassung des Steuerpflichtigen um-
gekehrt. Ist diese Aufteilung aber im notari-
ellen Kaufvertrag vereinbart, ist sie auch für 
die AfA Bemessungsgrundlage maßgebend, 
wenn sie weder zum Schein vereinbart 
wurde noch einen Gestaltungsmissbrauch 
darstellt.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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Häusliches Arbeitszimmer: Kein Abzug 
bei gemischt genutzten Räumen

Entgegen einiger Auflockerungsentschei-
dungen zum Aufteilungsverbot in ver-
schiedenen Bereichen, auch bei der Ar-
beitszimmernutzung, hat der Große Senat 
des Bundesfinanzhofs nunmehr den Rück-
wärtsgang eingelegt. Er stellt klar, dass bei 
einem sowohl für die Einkünfteerzielung als 
auch privat genutzten Raum keine sinnvolle 
Nutzungs- und in Folge Kostenaufteilung 
möglich ist. Seine Entscheidung begründet 
er zum einen mit dem allgemeinen Wortver-
ständnis und zum anderen mit den gesetz-
geberischen Motiven zur Anknüpfung an 
den herkömmlichen Begriff des „häuslichen 
Arbeitszimmers“. Dieser setzt voraus, dass 
der Raum wie ein Büro eingerichtet ist und 
nahezu ausschließlich zur Erzielung von Ein-

nahmen genutzt wird. Nahezu ausschließlich 
meint 90 % in Bezug auf die Fläche als auch 
die Zeit.

Diese Rechtsprechung läuft dem zunehmen-
den Trend zum häuslichen Arbeitszimmer 
zuwider. Sie berücksichtigt Heimarbeitsplätze 
nicht, bei denen z. B. Kunststoffteile zusam-
mengebaut oder Textilien zusammengenäht 
werden und die deshalb keinen Bürocha-
rakter erfordern. Auch das Argument der 
schwierigen Überprüfung des Umfangs der 
Nutzung innerhalb der Wohnung des Steu-
erpflichtigen wirkt nicht wirklich überzeu-
gend. Verständlich ist nur die ablehnende 
Einstellung zur sog. Arbeitsecke am Küchen-
tisch oder im Schlafzimmer, weil hier die 
privaten Wohnzwecke klar im Vordergrund 
stehen.

E I N K O M M E N S S T E U E R
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Kürzung der außergewöhnlichen Belas-
tungen um zumutbare Belastung ver-
fassungsgemäß

Krankheitskosten können als außerge-
wöhnliche Belastungen das steuerpflichtige 
Einkommen mindern. Allerdings ist eine 
zumutbare Belastung zu berücksichtigen, die 
sich nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte, 
der Veranlagungsform und der Anzahl der 
Kinderfreibeträge richtet. So müssen bspw. 
Steuerpflichtige mit einem Gesamtbetrag 
der Einkünfte von mehr als 51.130 € und 
zwei Kindern 4 % des Gesamtbetrags der 
Einkünfte selber tragen. Nur der darüber 
hinausgehende Betrag mindert das zu ver-
steuernde Einkommen.

Beispiel:

Gesamtbetrag der Einkünfte		 60.000 €
Krankheitskosten			   8.000 €
4 % zumutbare Belastung  
von 60.000 €				    2.400 €
Minderung des steuer-
pflichtigen Einkommens		  5.600 €

Die Kürzung um die zumutbare Belastung 
ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
verfassungsgemäß. Er hat dabei einen Ver-
gleich mit Sozialhilfeberechtigten angestellt, 
die auch nicht alle Krankheitskosten von der 
gesetzlichen Krankenkasse erstattet bekom-
men, sondern auch bestimmte Eigenanteile 
tragen müssen.

E I N K O M M E N S S T E U E R

Einnahmen aus dem Betrieb einer Sola-
ranlage sind auf Altersrente anzurech-
nen

Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaran-
lage sind auf eine Altersrente (vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze) anzurechnen und 
können bei Überschreitung der Hinzu-
verdienstgrenze dazu führen, dass bereits 
ausgezahlte Renten zurückgezahlt werden 
müssen.

Ein Rentner bezog neben seiner Alters-
rente Einnahmen aus einem „400 € Job“. 
Außerdem hatte er Einnahmen aus dem 
Betrieb einer Solaranlage von 253 € im Jahr. 
Das überstieg die damals geltende Hinzu-
verdienstgrenze von 400 € ( jetzt: 450 €) 
monatlich. Der Rentner hatte deshalb nur 
noch Anspruch auf 2/3 der Vollrente, weil 
das Sozialgericht Mainz die Einnahmen aus 
dem Betrieb einer Solaranlage als Arbeits-
einkommen betrachtete. Der Rentner hatte 
als Betreiber der Solaranlage eine unterneh-
merische Stellung inne, die ihm die Einkünfte 
vermittelte.
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Besuchsfahrten des Ehegatten führen 
nicht zu Werbungskosten

Kosten für die Besuchsfahrten eines Ehe-
partners zur auswärtigen Tätigkeitsstätte des 
anderen Ehepartners sind auch bei einer 
längerfristigen Auswärtstätigkeit des an-
deren Ehepartners keine Werbungskosten. 
Denn die Reisen des zu Hause gebliebenen 
Ehegatten sind keine Familienheimfahrten. 
Die Norm erfasst nicht Besuchsreisen des 
Ehepartners vom Familienwohnsitz an den 
Beschäftigungsort, sondern den umgekehr-
ten Fall. Es fehlt solchen Reisen die berufli-
che Veranlassung. Beruflich veranlasst sind 
nur die Mobilitätskosten des steuerpflichti-
gen Arbeitnehmers für seine eigenen beruf-
lichen Fahrten, weil der Steuerpflichtige sich 
aus beruflichem Anlass zu seiner Tätigkeits-

E I N K O M M E N S S T E U E R

stätte begeben hat, um dort seine Berufstä-
tigkeit auszuüben. 

Der Weg zur Tätigkeitsstätte und zurück ist 
damit notwendige Voraussetzung zur Erzie-
lung von Einkünften. Da der Arbeitnehmer 
nicht am Ort seiner beruflichen Auswärts-
tätigkeit wohnt, kann er nur tätig werden, 
wenn er sich zu seiner Tätigkeitsstätte be-
gibt. Die umgekehrten Fahrten dienen nicht 
der Förderung des Berufs. Das gilt auch 
dann, wenn der Arbeitnehmer am Tätigkeits-
ort aus beruflichen Gründen unabkömmlich 
ist.

Etwas anderes gilt für die sogenannten um-
gekehrten Familienheimfahrten im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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E I N KO M M E N S S T E U E R

Anerkennung eines Mietverhältnisses 
zwischen Eltern und unterhaltsberech-
tigtem Kind

Eltern hatten ihrer unterhaltsberechtigten 
Tochter eine Wohnung in ihrem ansonsten 
vermieteten Haus zur Nutzung als Wohnung 
überlassen. Ein schriftlicher Mietvertrag wur-
de zwischen den Parteien nicht geschlossen. 
In ihrer Einkommensteuererklärung bean-
tragten die Eltern, Verluste aus dem beste-
henden Mietverhältnis anzuerkennen.

Das Finanzamt lehnte die Anerkennung ab, 
da Mietzahlungen nicht geflossen sind. Eine 
erklärte Aufrechnung mit einem der Tochter 
zustehenden Unterhaltsanspruch ist nicht 
anzuerkennen, da die Miete nicht in das Ver-
mögen der Eltern gelangte.

Auch das Finanzgericht Düsseldorf lehn-
te die Anerkennung des Mietverhältnisses 
ab. Nach Auffassung des Gerichts setzt die 
Anerkennung von Gestaltungen zwischen 
nahen Angehörigen voraus, dass sie klar 
vereinbart, ernsthaft gewollt, tatsächlich 
durchgeführt sind und inhaltlich dem zwi-
schen fremden Dritten Vereinbarten ent-
sprechen. Im Urteilsfall sind Mietzahlungen 
von der Tochter nicht aus einem ihr von 
den Eltern gewährten Barunterhalt geleistet 
worden. Eine Verrechnung zwischen gegen-
seitigen und fälligen Ansprüchen ist zwar 
zulässig, sie muss aber tatsächlich zu den 
jeweiligen Fälligkeitsterminen nachweisbar 
durchgeführt werden. Dies gilt umso mehr, 
als die Höhe des Unterhaltsanspruchs der 
Tochter nicht im Einzelnen festgelegt wurde. 
Auch gibt es keine Vereinbarungen über 
weitere Barunterhaltsleistungen und keine 
Nachweise über solche Zahlungen.
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KÖ R P E R S C H A F T S T E U E R

Reduzierung von Aktivbezügen kann 
zur Überversorgung der Rentenanwart-
schaft aus einer Pensionszusage führen

Übersteigt die Versorgungsanwartschaft aus 
einer Pensionszusage zusammen mit der 
Rentenanwartschaft der gesetzlichen Ren-
tenversicherung 75 % der am Bilanzstichtag 
bezogenen Aktivbezüge, ist eine Anpassung 
der Pensionsrückstellung vorzunehmen. 
Andernfalls ist von einer voraussichtlichen 
Überversorgung auszugehen, die zu einer 
teilweisen Auflösung der bisher gebildeten 
Rückstellung führt. Diese grundsätzliche 
Aussage gilt zumindest für den Fall, dass die 
Versorgungsanwartschaft Festbetragsleistun-
gen vorsieht.

Maßgeblich für die Berechnung einer poten-
tiellen Überversorgung sind die Aktivbezüge 
des Jahres, für das eine Überversorgung 
errechnet wurde. Es ist nicht auf den hoch-
gerechneten Jahresbetrag des zuletzt bezo-
genen Monatsentgelts abzustellen.

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf )

U M S AT Z S T E U E R

Verzicht auf Umsatzsteuerfreiheit 
einer Grundstückslieferung muss im 
ursprünglichen Notarvertrag erklärt 
werden

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
der Verzicht auf die Umsatzsteuerfreiheit 
einer Grundstückslieferung wirksam nur und 
ausschließlich in dem erstmaligen notariell 
beurkundeten Kaufvertrag, der der Grund-
stückslieferung zugrunde liegt, erklärt wer-
den kann. Ein späterer Verzicht, der in einer 
notariell beurkundeten Neufassung, Ergän-
zung oder Änderung des Ursprungsvertrags 
erklärt wird, ist unwirksam.

Die Option zur Umsatzsteuerpflicht kann 
sinnvoll sein, wenn andernfalls in Anspruch 
genommene Vorsteuerbeträge an das 
Finanzamt (anteilig) zurückgezahlt werden 
müssen. Für den Fall sollte im zeitlich ersten 
Vertrag, in dem sich der Grundstückseigen-
tümer zum Verkauf des Grundstücks ver-
pflichtet, bedingungslos auf die Umsatzsteu-
erfreiheit verzichtet werden.
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Fahrschulunterricht von der Umsatz-
steuer befreit?

Die Erteilung von Fahrschulunterricht durch 
einen Privatlehrer ist nach einer Entschei-
dung des Finanzgerichts Berlin Brandenburg 
in einem Aussetzungsverfahren vorerst um-
satzsteuerfrei. Nach europäischem Recht ist 
der Unterricht von Privatlehrern umsatzsteu-
erfrei, wenn er sich auf Schul  und Hoch-
schulunterricht bezieht. Das gilt nicht nur für 
Unterricht, der zu einer Abschlussprüfung 
zur Erlangung einer Qualifikation führt oder 
eine Ausbildung im Hinblick auf eine Berufs-
tätigkeit vermittelt. 

Eingeschlossen ist auch Unterricht, um 
Kenntnisse und Fähigkeiten von Schülern 
und Studenten zu entwickeln, sofern die-
se Tätigkeiten nicht den Charakter bloßer 
Freizeitgestaltung haben. Das trifft auf die 
Fahrausbildung zu. Denn zu den Zielen der 
Fahrausbildung gehört neben der Vermitt-

U M S AT Z S T E U E R

lung verkehrstechnischer Fähigkeiten auch 
das Wissen über die Auswirkungen von 
Fahrfehlern und eine realistische Selbstein-
schätzung. Des Weiteren soll die Bereitschaft 
und Fähigkeit zum rücksichtsvollen und 
partnerschaftlichen Verhalten und das Be-
wusstsein für die Bedeutung von Emotionen 
beim Fahren sowie Verantwortung für Le-
ben und Gesundheit, Umwelt und Eigentum 
ausgebildet werden. Damit sollen Fähigkei-
ten vermittelt werden, die über die bloße 
Beherrschung von Fahrzeug und Verkehrs-
regeln deutlich hinausgehen. Dies kann ein 
Gemeinwohlinteresse begründen.

Eine endgültige Entscheidung steht noch 
aus, da zunächst das Finanzamt in dem 
noch laufenden Einspruchsverfahren ent-
scheiden muss, ob es der Auffassung des 
Gerichts folgt. Wenn nicht, wird die Rechts-
frage in einem nachfolgenden Klageverfah-
ren endgültig zu klären sein.
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Übergangsregelung zur Steuerschuld-
nerschaft bei Bauleistungen verfas-
sungsgemäß

Der Bundesfinanzhof hat 2013 entgegen der 
damaligen Verwaltungsauffassung entschie-
den, dass in bestimmten Fällen von Bauleis-
tungen die Steuerschuldnerschaft nicht auf 
den Leistungsempfänger übergeht, sondern 
beim leistenden Unternehmer verbleibt. 
Daraufhin haben viele Leistungsempfänger 
die von ihnen an das Finanzamt abgeführte 
Umsatzsteuer zurückgefordert. Der Ge-
setzgeber hat deshalb, um ein „fiskalisches 
Fiasko“ zu verhindern, im Umsatzsteuerge-
setz eine Regelung geschaffen, wonach auch 
bestandskräftige Umsatzsteuerbescheide 
des leistenden Unternehmers rückwirkend 
geändert werden können.

Das Niedersächsische Finanzgericht hat ent-
schieden, dass die rückwirkende Änderung 
zumindest dann verfassungsgemäß ist, wenn 
der Steueranspruch gegenüber dem leisten-

U M S AT Z S T E U E R

den Unternehmer noch nicht verjährt ist. Die 
Festsetzungsverjährung tritt frühestens vier 
Jahre nach Abgabe der Steuererklärung für 
den betreffenden Veranlagungszeitraum ein. 
Der zivilrechtliche Anspruch des leistenden 
Unternehmers gegen den Leistungsemp-
fänger auf Nachzahlung der Umsatzsteuer 
verjährt nach Auffassung des Niedersächsi-
schen FG frühestens mit Ablauf des Jahres 
2016. Dass im Urteil „2017“ steht, ist mögli-
cherweise ein Tippfehler.
Es muss darauf hingewiesen werden, dass 
der Bundesfinanzhof in einem Verfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit von Umsatz-
steueränderungsbescheiden, die auf der 
gesetzlichen Neuregelung beruhen, bejaht 
hat. Insoweit werden mit Sicherheit, auch 
wenn das Urteil des Niedersächsischen FG 
rechtskräftig geworden ist, andere Verfahren 
vom Bundesfinanzhof entschieden werden 
müssen. Deshalb ist mit der finanzgerichtli-
chen Entscheidung die Streitfrage noch nicht 
endgültig geklärt.
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Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist 
zur Zuordnungsentscheidung von ge-
mischt genutzten Leistungen zum Un-
ternehmen endet am 31. Mai

Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen 
ist es für den Vorsteuerabzug entscheidend, 
in welchem Umfang eine Zuordnung zum 
unternehmerischen Bereich vorliegt. Nur 
wenn eine zumindest teilweise Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen erfolgt, ist 
grundsätzlich der Vorsteuerabzug und in 
späteren Jahren gegebenenfalls eine Vor-
steuerberichtigung möglich.

Ein Unternehmer hat insbesondere dann 
bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn 
er einheitliche Gegenstände bezieht, die 
er teilweise unternehmerisch und teilweise 
nichtunternehmerisch zu verwenden beab-
sichtigt.

Handelt es sich bei der teilweise nichtunter-
nehmerischen Verwendung um eine nicht-
wirtschaftliche Tätigkeit im engeren Sinne 
(z. B. ideelle, unentgeltliche Tätigkeit eines 
Vereins) besteht grundsätzlich ein Auftei-
lungsgebot. Im Wege der Billigkeit ist eine 
Zuordnung im vollen Umfang zum nichtun-
ternehmerischen Bereich möglich.
Handelt es sich bei der teilweise nichtun-
ternehmerischen Verwendung hingegen 
um eine unternehmensfremde Tätigkeit (z. 
B. Entnahme für den privaten Bedarf des 

Unternehmers) hat der Unternehmer in der 
Regel folgende Zuordnungswahlrechte:

_Der Gegenstand kann insgesamt 
der unternehmerischen Tätigkeit 
zugeordnet werden.

_Der Unternehmer kann den Gegen-
stand in vollem Umfang in seinem 
nichtunternehmerischen Bereich 
belassen.

_Der Gegenstand kann im Umfang 
der tatsächlichen (ggf. zu schätzen-
den) unternehmerischen Verwen-
dung seiner unternehmerischen 
Tätigkeit zugeordnet werden.

Für eine Zuordnung zum unternehmeri-
schen Bereich bedarf es weiterhin min-
destens einer 10%igen unternehmerischen 
Nutzung.

Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentschei-
dung zum Unternehmensvermögen mit 
endgültiger Wirkung bis spätestens zum 
31.05. des Folgejahres erfolgt sein muss. Die 
Frist gilt unabhängig von einer etwaigen 
verlängerten Abgabefrist für die Steuer-
erklärung. Wird die Frist versäumt, ist im 
Zweifel eine spätere Zuordnung zum Un-
ternehmensvermögen ausgeschlossen. Ein 
Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls in 
späteren Jahren eine Korrektur ist nicht mehr 
möglich.

U M S AT Z S T E U E R
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Kündigung bei Weigerung, ein Firmen-
fahrzeug zu nutzen

Wenn Arbeitgeber den bei ihnen beschäftig-
ten Verkaufsreisenden Firmenfahrzeuge zur 
Verfügung stellen und sie anweisen, diese 
für die Verkaufsfahrten zu nutzen, haben die 
betreffenden Beschäftigten dem grundsätz-
lich Folge zu leisten. Weigern sie sich, kann 
dies zu einer Kündigung des Arbeitsverhält-
nisses führen. Dies hat das Arbeitsgericht 
Mönchengladbach entschieden.

Ein Verkaufsreisender, der für seinen Arbeit-
geber Kaffee vertrieb, hatte sich geweigert, 
ein von seinem Arbeitgeber gestaltetes 
Fahrzeug mit roten Radkappen zu nutzen, 
auf dem nackte, aus Kaffeebohnen herausra-
gende Frauenbeine mit halb ausgezogenen 
roten Pumps zu sehen waren. Der Fahrer 
selbst war homosexuell und sah die Pflicht, 
das Fahrzeug für seine Verkaufstouren zu 

A R B E I T S R E C H T

Für Zuordnungen, die den Veranlagungs-
zeitraum 2015 betreffen, muss bis zum 
31.05.2016 eine Zuordnungsentscheidung 
erfolgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfällen 
zur Sicherheit dem Finanzamt schriftlich mit. 
Sprechen Sie hierzu rechtzeitig Ihren Steuer-
berater an.

(Quelle: Bundesministerium der Finanzen)

benutzen, als diskriminierend an. Aufgrund 
seiner Weigerung, das Fahrzeug zu nut-
zen, kündigte ihm der Arbeitgeber fristlos, 
hilfsweise unter Einhaltung der gesetzlichen 
Kündigungsfrist.

Jedenfalls die ordentliche Kündigung hielt 
das Arbeitsgericht für gerechtfertigt, wobei 
das Kündigungsschutzgesetz nicht zur An-
wendung kam, weil es sich um einen Klein-
betrieb handelte. Die Pflicht, das Fahrzeug 
zu nutzen, ergebe sich aus dem Weisungs-
recht des Arbeitgebers. Eine Diskriminierung 
des Klägers habe nicht vorgelegen, weil 
auch andere Verkaufsreisende entsprechend 
gestaltete Firmenfahrzeuge hätten nutzen 
müssen. Allerdings habe die Kündigung 
nicht fristlos ohne vorherige Abmahnung 
ausgesprochen werden dürfen, sondern nur 
unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist.
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Keine betriebliche Übung bei der Vergü-
tung von Raucherpausen

Wenn ein Arbeitgeber eine bestimmte Ver-
haltensweise regelmäßig wiederholt, kann 
daraus eine betriebliche Übung entstehen, 
aus der die Arbeitnehmer einen Anspruch 
herleiten können. Dabei ist maßgeblich, wie 
die Arbeitnehmer das Verhalten des Arbeit-
gebers unter Berücksichtigung aller Beglei-
tumstände verstehen durften. Eine betrieb-
liche Übung für bezahlte Raucherpausen, 
für die die Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz 
bisher jederzeit verlassen durften, entsteht 
nicht, wenn der Arbeitgeber bisher nicht die 
genaue Häufigkeit und Dauer der jeweiligen 
Pausen kannte. Denn dann fehlt es bereits 
an der regelmäßigen Wiederholung einer 
gleichförmigen Leistungsgewährung durch 
den Arbeitgeber. Die Arbeitnehmer dürfen 
auch nicht darauf vertrauen, vom Arbeit-
geber ohne jede Gegenleistung bezahlt 
zu werden. Das gilt erst recht dann, wenn 
die Arbeitnehmer selbst über Häufigkeit 
und Dauer der Raucherpausen bestimmen 
können. Auch die offensichtliche Ungleich-
behandlung mit den Nichtrauchern spricht 
gegen einen Verpflichtungswillen des Arbeit-
gebers, bezahlte Raucherpausen zu gewäh-
ren.

(Quelle: Urteil des Landesarbeitsgerichts Nürnberg)

A R B E I T S R E C H T Z I V I L R E C H T

Unwirksamkeit von Klauseln in Ries-
ter-Rentenversicherungsverträgen

Der Bundesgerichtshof hat zwei Teilklauseln 
in den Bedingungen von Riester-Renten-
versicherungsverträgen eines deutschen 
Versicherungsunternehmens, welche die 
Kostenüberschussbeteiligung der Versiche-
rungsnehmer betreffen, für intransparent 
und deshalb unwirksam erklärt.

Nach diesen Klauseln sollte der für die 
Kostenüberschussbeteiligung maßgebliche 
Zusatzüberschussanteil nur bei Versiche-
rungen mit laufender Beitragszahlung und 
bestimmten Garantiekapitalgrenzen gewährt 
werden. Diese Regelung ergab sich aller-
dings erst über eine Kette von komplizierten 
Verweisungen in den Bedingungen bis hin 
zum jährlichen Geschäftsbericht des Versi-
cherers, weshalb das Gericht sie als intrans-
parent beurteilte.
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Zurückweisung der Einsprüche und Än-
derungsanträge wegen Zweifeln an der 
Verfassungsmäßigkeit der Zinshöhe für 
Steuernachzahlungen

Der Bundesfinanzhof hatte für Zeiträume bis 
2011 entschieden, dass der Zinssatz von 6 % 
für Steuernachzahlungen trotz der anhal-
tend geringen Zinsen am Kapitalmarkt nicht 
verfassungswidrig ist. Die Finanzverwaltung 
weist nun per sogenannter Allgemeinverfü-
gung alle am 16.12.2015 anhängigen Ein-
sprüche und Anträge auf Aufhebung oder 
Änderung einer Zinsfestsetzung für Verzins-
ungszeiträume vor dem 01.01.2012 zurück.

Gegen diese Allgemeinverfügung kann in-
nerhalb eines Jahres Klage erhoben werden.

V E R FA H R E N S R E C H T

Verwirkung des Anspruchs auf Tren-
nungsunterhalt wegen Zusammenle-
bens mit einer neuen Partnerin

Ein länger dauerndes Verhältnis des Unter-
haltsberechtigten zu einem neuen Partner 
kann zur Annahme eines Härtegrundes mit 
der Folge der Unzumutbarkeit einer weite-
ren uneingeschränkten Unterhaltsbelastung 
für die Unterhaltspflichtigen führen. Das gilt 
dann, wenn sich die Beziehung in einem 
solchen Maße verfestigt hat, dass sie als 
eheähnliches Zusammenleben anzusehen 
und gleichsam an die Stelle einer Ehe getre-
ten ist.

Das hat das Brandenburgische Oberlan-
desgericht entschieden. In dem der Ent-
scheidung zugrunde liegenden Fall nahm 
ein Ehemann ab dem Monat der Zustellung 
des Scheidungsantrags seine Ehefrau auf 
Trennungsunterhalt bis zur Rechtskraft der 
Scheidung in Anspruch. Nach Auffassung 
des Gerichts hat der Antragsteller den 
Unterhaltsanspruch allerdings verwirkt, weil 
entgegen seiner eigenen Angaben durch 
Zeugenaussagen festgestellt werden konnte, 
dass er in diesem Zeitraum in einer verfes-
tigten Lebensgemeinschaft lebte.

Z I V I L R E C H T
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Verteilung eines Übergangsgewinns

Beim Übergang von der Gewinnermittlung 
durch Einnahme Überschuss Rechnung zur 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermö-
gensvergleich kann der Übergangsgewinn 
auf Antrag auf bis zu drei Jahre verteilt 
werden. Wird ein solcher Antrag gestellt und 
die Finanzverwaltung entscheidet darüber, 
ist diese Entscheidung auch hinsichtlich der 
Höhe des Übergangsgewinns bindend. Ist 
der Steuerbescheid für das Übergangsjahr 
bestandskräftig und nach den Vorschriften 
der Abgabenordnung nicht mehr änder-
bar, sind damit auch die auf die Folgejahre 
entfallenden Teile des Übergangsgewinns 
unabänderlich.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

V E R FA H R E N S R E C H T

Hinzuschätzung von Speiseumsätzen 
anhand der Getränkeumsätze zulässig

Ist die Kassenführung eines Restaurants mit 
so schwerwiegenden Mängeln behaftet, 
dass sie nicht der Gewinnermittlung zugrun-
de gelegt werden kann, ist das Finanzamt 
zur Schätzung der Umsätze und Gewinne 
befugt. Das ist z. B. der Fall, wenn weder 
die Tageseinnahmen täglich aufgezeichnet 
noch alle erforderlichen Unterlagen (wie 
die Programmierunterlagen für die Kasse) 
aufbewahrt werden.

Die sog. „30/70 Methode“ stellt eine ge-
eignete Schätzungsmethode dar. Bei dieser 
Methode werden die Speiseumsätze (70 %) 
anhand der Getränkeumsätze (30 %) ge-
schätzt. Die Methode beruht auf dem Ge-
danken, dass in einem Speiserestaurant das 
Verhältnis zwischen den verzehrten Speisen 
und Getränken nur geringen Schwankungen 
unterliegt. Auch bei dieser Schätzungsme-
thode dürfen die Höchstsätze der Richtsatz-
sammlung jedoch nur überschritten werden, 
wenn weitere Anhaltspunkte für höhere 
Umsätze vorliegen.

Die vorgenannte Schätzungsmethode ist 
allerdings nicht geeignet, Außerhausver-
käufe von Speisen zu schätzen. Zwischen 
Getränkeumsätzen und Speiseumsätzen, die 
außer Haus geliefert werden, besteht keine 
Verknüpfung. Für die Außerhausumsätze ist 
regelmäßig das Verhältnis der Verkäufe im 
Haus zu denen außer Haus, wie es sich aus 
den Unterlagen des Gastwirts ergibt, zu-
grunde zu legen. Von diesem Kalkulations-
ergebnis sind einzelfallabhängige Abschläge 
vorzunehmen, wenn die Verkäufe im Haus 
nach der 30/70 Methode geschätzt wurden.

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Münster)
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